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Sehr geehrte Frau Dr. Hornung, 
sehr geehrte Damen und Herren, 
 
der Deutsche Berufsverband für Pflegeberufe (DBfK) bedankt sich für die Möglichkeit der Stel-
lungnahme zum Referentenentwurf für ein Fachkräfteeinwanderungsgesetz. 

Pflegefachpersonen aus dem Ausland waren und sind in der Pflegelandschaft in Deutschland 
willkommen. Seit den 1950er Jahren gab es wiederholt befristete Wellen von Zuwanderung 
wegen Pflegepersonalmangels. Pflegende aus dem Ausland sind in die Gesellschaft und in den 
Arbeitsmarkt integriert worden. Wesentliches Merkmal für den Erfolg ist die dauerhafte Einbin-
dung in den Arbeitsmarkt (statt befristetem Aufenthalt). Dauerhafte Anerkennung und Bleibe-
recht gibt Menschen Sicherheit für die Planung der Lebensperspektive. Befristetes Bleiberecht 
und eingeschränktes Recht der Erwerbstätigkeit wirkt sich in geringer Personalbindung aus und 
trägt nicht zur wirtschaftlichen Konsolidierung von Engpasssituationen bei. Menschen, die aus 
dem inner- wie außereuropäischen Ausland mit dem Ziel der Aufnahme einer Erwerbstätigkeit 
einreisen bzw. die aufgrund der Lebensumstände im Heimatland in Deutschland Asyl suchen, 
stellen eine Bereicherung in einer zunehmend bunter werdenden Gesellschaft dar. Sie tragen 
zudem dazu bei, kulturspezifische Aspekte in der Pflege zu realisieren und weiter zu entwi-
ckeln.  
 
Vor dem Hintergrund des massiven Pflegepersonalmangels haben Krankenhäuser, ambulante 
Pflegedienste und stationäre Pflegeeinrichtungen zunehmend Schwierigkeiten geeignetes Pfle-
gepersonal zu finden. Es ist naheliegend, von der Möglichkeit Gebrauch zu machen, Pflege-
fachpersonen aus dem Ausland anzuwerben. Bis zur Aufnahme einer geregelten Erwerbsarbeit 
gilt es eine Reihe von Bedingungen und Vorschriften zu erfüllen, die in Bund und Ländern un-
einheitlich geregelt sind. Von daher begrüßt der DBfK den Referentenentwurf, mit dem die 
Bundesregierung die Rahmenbedingungen bundesweit vereinheitlichen will. Sie sind ein Schritt 
in die richtige Richtung, den Bedarfen der betroffenen Menschen, der Beteiligten und den Er-
fordernissen des Arbeitsmarktes Rechnung zu tragen. 
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Allerdings zeigen alle belastbaren empirischen Befunde und Narrative sowie die Dimension des 
zu erwartenden Fachpersonalmangels, dass ausländische Pflegefachpersonen den seit Jahr-
zehnten bestehenden Pflegepersonalmangel nicht beheben werden, sondern bestenfalls (leicht) 
abmildern können. Der bestehende strukturelle Mangel begründet sich in erster Linie durch die 
bestehenden Rahmenbedingungen, die durch mangelhafte Personalausstattung, hohe Arbeits-
verdichtung, begrenzte Handlungsautonomie, geringe Aufstiegs- und Karrieremöglichkeiten 
und niedrige Vergütung gekennzeichnet sind. Das betrifft Pflegfachpersonen aus dem Ausland 
ebenso wie diejenigen aus dem Inland. Deshalb ist angesichts eines weltweiten Mangels 
Deutschland als Zielland auch nicht sonderlich attraktiv. 
 
Um den Pflegeberuf wieder attraktiv zu machen, müssen vor allem die Arbeitsbedingungen
verbessert werden. Dazu gehören Investitionen in die Qualifikation und den Berufsverbleib,
eine kurz- und mittelfristige Bedarfsplanung des Pflegepersonals und bedarfsgerecht angepass-
te Ausbildungskapazitäten. Auf diese Weise können Pflegefachpersonen im Beruf gehalten,
junge Menschen wieder dafür gewonnen und ausländische Pflegefachpersonen dauerhaft in die 
Pflege in Deutschland integriert werden. 

 
 

 

 

Der DBfK als Mitglied des Deutschen Pflegerates e.V. (DPR) trägt dessen Stellungnahme in
allen Teilen mit und nimmt hier zu einigen Punkten ergänzend unter der Perspektive der An-
werbung Stellung. 

 

 
 
Zu Nummer 14: § 16d Maßnahmen zur Anerkennung ausländischer Berufsqualifikati-
onen, Absatz 4 
 
Die Anwerbung ausländischer Pflegefachpersonen richtet sich sowohl an Pflegepersonal aus 
EU-Mitgliedsstaaten wie auch aus Staaten außerhalb der EU. Während Pflegefachpersonen aus 
EU-Mitgliedstaaten im Zuge der uneingeschränkten Arbeitnehmerfreizügigkeit ohne Arbeitsge-
nehmigung arbeiten dürfen, bedarf es bei Pflegefachpersonen aus Nicht-EU-Staaten bilateraler 
Vermittlungsabsprachen der Bundesregierung mit den Herkunftsländern. Beim „Triple Win“ 
Projekt arbeitet bekanntlich die Zentrale Auslands- und Fachvermittlung (ZAV) und die Deut-
sche Gesellschaft für Internationale Zusammenarbeit (GIZ) mit den Arbeitsverwaltungen der 
derzeitigen Partnerländer Bosnien-Herzegowina, Serbien, den Philippinen und Tunesien zu-
sammen. Neben diesen öffentlich begleiteten Verfahren gibt es auch einige private - oft ge-
werblich orientierte - oder entsprechende Initiativen von Wohlfahrtsverbänden. 
 
Stellungnahme: 
Der Versuch den Pflegepersonalmangel in Deutschland durch die Abwerbung von Pflegefach-
personen aus anderen Ländern abzumildern, darf nicht dazu führen, dass die Versorgung der 
Bevölkerung in diesen Ländern gefährdet wird. Der „globale Verhaltenskodex der WHO“ ist in 
deutschen Rechtsvorschriften verbindlich zu regeln. Die jetzt beabsichtigte Schaffung einer 
Rechtsgrundlage für ein fragwürdig erfolgreiches Pilotprojekt (siehe Drucksache 19/5247), das 
mit hoher Anstrengung aller Beteiligten in 5 Jahren etwas mehr als 300 Pflegefachpersonen 
pro Jahr für den Arbeitsmarkt rekrutieren konnte, wird dazu führen, dass spätestens nach ge-
richtlicher Klärung private und gewerblich orientierte Vermittlungsagenturen auf dem Boden 
der Rechtsgrundlage tätig werden dürfen. Es muss verhindert werden, dass die Vermittlung 
wirtschaftlich so attraktiv wird, dass ethische Aspekte einer globalen Versorgungsgerechtigkeit 
in den Hintergrund treten. Von der Schaffung der Rechtsgrundlage sollte abgesehen werden.  
 
Zu Nummer 56: § 60c: Beschäftigungsduldung 
Durch die Gleichwertigkeitsprüfung ist sicherzustellen, dass das in Deutschland grundlegende 
Verständnis der Pflege von Pflegefachpersonen aus dem Ausland geteilt wird. Denn in einigen 



 

anderen Ländern orientiert sich der Pflegeberuf beispielsweise stärker an der Medizin und pati-
entennahe Aufgabenbereiche wie die Körperpflege werden nicht der Pflege zugeordnet, son-
dern Pflegeassistent/innen oder Angehörigen. Die Integration von Pflegefachpersonen aus dem 
Ausland kann nur zum Wohle aller Beteiligten gelingen, wenn sie über eine gleichwertige Quali-
fikation verfügen und unter den gleichen Arbeitsbedingungen tätig sind wie die bereits vorhan-
denen Pflegefachpersonen. 
 
Stellungnahme: 
Bundesweit einheitliche Kriterien sind die Voraussetzung für ein transparentes und faires Aner-
kennungsverfahren von im Ausland erworbenen Pflegeausbildungen. Dass sie nun entwickelt 
wurden, ist ein wichtiger Schritt. Nun müssen sie regelhaft in allen Bundesländern angewendet 
werden. Fraglich ist, ob ein bundesweit einheitliches Anerkennungsverfahren mit den dezentra-
len Strukturen realisiert werden kann. Durch eine zentrale zuständige Stelle wäre dieses Ziel 
besser realisierbar. 
Für ein zentrales Anerkennungsverfahren könnten auch bundeseinheitliche Gebühren erhoben 
werden. Derzeit sind die Kosten in den Bundesländern unterschiedlich. Benötigt wird zudem 
ein zentral geführtes Register mit den Daten der Personen, die einen Anerkennungsantrag ge-
stellt haben. Auf diese Weise könnte sichergestellt werden, dass ein abgelehnter Antrag nicht 
in einem anderen Bundesland erneut gestellt wird (Anerkennungs-Tourismus). 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
 
 

 

 

Peter Tackenberg
Stellv. Geschäftsführer 




